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Thema: Geschlechtergerechtigkeit 1 

Das Leben ins Zentrum stellen: Gleichberechtigung und Gerechtigkeit für alle 2 

Geschlechter 3 

Eine gerechte Gesellschaft beginnt mit einer konsequenten Gleichstellungspolitik, die Frauen 4 

gleichberechtigte Teilhabe im Beruf, in der politischen Aktivita t, in der Bildung und in der 5 

o ffentlichen Wahrnehmung sichert und sie vor Diskriminierung und Gewalt schu tzt. 6 

Benachteiligungen wie der nach wie vor bestehende Lohnunterschied von mehr als 17 Prozent, 7 

der geringe Anteil von Frauen in Positionen mit Entscheidungsmacht, sexistische Behandlung 8 

und Menschenrechtsverletzungen sind kein Zufall, sondern Folgen gesellschaftlicher 9 

Herrschaftsstrukturen, die u berwunden werden mu ssen. Deshalb reicht Gleichstellung allein 10 

nicht aus. 11 

Die ehemals klaren Grenzen zwischen den Bereichen Arbeit und Privatleben verwischen, 12 

versta rkt durch die zunehmende Arbeit im Homeoffice. Ein selbstbestimmtes Leben aber 13 

erfordert ein eigensta ndiges Bestimmen u ber die eigene Zeit: fu r Erwerbsarbeit, Sorgearbeit fu r 14 

Familie, Bildung und Engagement im Kultur- und auch im politischen Bereich und fu r die eigene 15 

Erholung.  Das setzt eine Ta tigkeit mit einem existenzsichernden Einkommen voraus.  16 

Die Realita t sieht anders aus: Frauen sind besonders stark von Niedriglo hnen und preka rer 17 

Bescha ftigung betroffen. Besonders schwierig ist die Lebenssituation von Alleinerziehenden. Die 18 

geringe Anrechnung von Kindererziehungs- und Pflegezeiten tragen dazu bei, dass Frauen dann 19 

auch im Alter mit Armutsrenten auskommen mu ssen.  20 

Der erste mo gliche Schritt hin zu einer geschlechtergerechten Aufteilung von bezahlter und 21 

unbezahlter (Pflege) Arbeit ist die Erwerbszeitverku rzung auf 30 Wochenstunden fu r Frauen 22 

und Ma nner bei vollem Lohnausgleich, gleichwertiger Bezahlung und familien- und 23 

bildungsfreundlichen Arbeitszeitmodellen.  24 

Professionelle Sorgearbeit und personenbezogene Dienstleistungen mu ssen durch eine wu rdige 25 

Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen aufgewertet werden.  26 

Fu r alle von Mehrfachdiskriminierung Betroffenen sind verbindliche Maßnahmen erforderlich, 27 

um diese Diskriminierungen aufzuheben. Selbstbestimmung u ber den eigenen Ko rper und die 28 

eigene Lebenssituation ist zu garantieren.  29 

Ungewollt Schwangere haben das Recht auf ergebnisoffene Beratung und sichere 30 

Schwangerschaftsabbru che. Deswegen fo rdern wir in den Kommunen 31 

Schwangerschaftsberatungsstellen von nicht konfessionell gebundenen Tra gern und 32 

unterstu tzen die Niederlassung von Gyna kolog:innen, die Schwangerschaftsabbru che nach dem 33 

aktuellen Stand der Medizin durchfu hren. 34 

Die Linke fordert: 35 

- Das Ende der Benachteiligungen und der Armut von Frauen durch Niedriglo hne; 36 

insbesondere Alleinerziehende brauchen soziale und existenzsichernde Unterstu tzung;  37 

- Maßnahmen zur gerechten Unterstu tzung Alleinerziehender aller Geschlechter vor Ort, 38 

unter anderem bei der Wohnungsbeschaffung; 39 

- einen langfristig bezahlbaren Wohnraum; 40 

- die Sicherung bestehender Wohnmo glichkeiten; 41 
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- die Sicherstellung von Betreuungspla tzen in Kitas und den weiteren Kita-Ausbau, sowie 42 

verla ssliche Betreuungszeiten; 43 

- eine Kinderbetreuung und Versorgung im Krankheitsfall; 44 

- den Erhalt von wohnortnahen Krankenha usern und derer mit Geburtsabteilungen; 45 

- die Unterstu tzung fu r Hebammen sowie den freien Zugang zu Beratungsstellen, 46 

Arztpraxen und anderen Einrichtungen;  47 

- die Rekommunalisierung der Pflegeeinrichtungen und das Profitverbot in der 48 

Altenpflege; 49 

- die Erho hung der Sicherheit im o ffentlichen Raum, z.B. durch Straßenbeleuchtung, 50 

Notrufsa ulen, kostenfreie Nutzung des o ffentlichen Nahverkehrs 51 

Sicherheit vor Gewalt und Gewaltprävention 52 

Der Schutz von Frauen, Kindern und anderen gefa hrdeten Menschen vor Gewalt muss auf 53 

kommunaler Ebene garantiert sein. Schutz und qualifizierte Hilfe in Bedrohungs- und 54 

Gefa hrdungssituationen durch Stellen wie Frauenha user und andere Schutzra ume sowie 55 

Beratungsstellen muss sichergestellt sowie unbu rokratisch und bedarfsgerecht zur Verfu gung 56 

stehen. Dabei muss gewa hrleistet sein, dass diese Stellen unabha ngig vom ko rperlichen Zustand, 57 

Aufenthaltsstatus oder der Lebenssituation von Betroffenen zuga nglich sind. Eine 58 

bundeseinheitliche Finanzierung ist dafu r unerla sslich, und diese Finanzierung muss auf 59 

kommunaler Ebene zuverla ssig verteilt werden. Kommunen mu ssen entsprechende Zuschu sse 60 

gewa hrleisten. Opfer von Zwangsheiraten bedu rfen besonderer Hilfe. 61 

Schutz- und Hilfseinrichtungen sind einzelfallunabha ngig, pauschal und verla sslich zu 62 

finanzieren. Das weit verbreitete und unzula ngliche Finanzierungsmodell von Hilfsangeboten 63 

u ber Tagessa tze muss endlich beendet werden. Die Finanzierung der Frauenha user ist 64 

Bestandteil einer Schutzpflicht und darf nicht la nger eine freiwillige Leistung bleiben. Diese 65 

Forderungen sind la ngst Bestandteil internationaler Abkommen, welche die Bundesrepublik 66 

Deutschland ratifiziert hat, und fu r die sie in der Pflicht steht. 67 

Die Politik tra gt die Verantwortung dafu r, dass staatliche Beho rden wie Polizei, Gerichte und 68 

A mter fu r das Thema Gewalt gegen Frauen sensibilisiert werden und das Gewaltschutzgesetz 69 

einheitlich umgesetzt wird. Besondere Aufmerksamkeit muss dem Umgangs- und Sorgerecht 70 

gelten, wenn Kinder als Zeugen oder selbst von Gewalt betroffen sind. 71 

Alle Formen von Gewalt sind o ffentlich zu verurteilen, und hinsichtlich der gesellschaftlichen 72 

Ursachen muss Aufkla rung geleistet werden. Verherrlichung von Gewalt gegen Frauen in 73 

unterschiedlichsten Medien muss konsequent angeprangert und gesellschaftlich beka mpft 74 

werden. 75 

Die Linke fordert: 76 

- die Sta rkung von Gleichstellungsbeauftragten gegenu ber Politik und Verwaltung; 77 

- die Unterstu tzung von Frauenprojekten statt Ku rzungen und Gebu hrenerho hungen; 78 

- die Fo rderung von sicheren Treffpunkten fu r Ma dchen und junge Frauen; 79 

- den Ausbau der Beratungsangebote und der Fo rderung von jungen Frauen; 80 

- die existenzsichernde Unterstu tzung der bestehenden Frauenha user;  81 

- die Anzahl der Frauenha user zu erweitern;  82 

- die Fo rderung von sicheren Treffpunkten fu r Lesben, Schwule, Trans- und Interpersonen; 83 

- die geschlechtergerechte Verteilung von Ressourcen und finanziellen Mitteln;  84 

- die Abgabe von Verhu tungsmittel auf Rezept ohne Zuzahlung; 85 
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- die Quotierung von Entscheidungsgremien und keine Beschra nkungen der Teilhabe von 86 

Frauen an politischen Diskursen und Entscheidungen. 87 


